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Reichtum nutzen, Armut bekämpfen, Mittelschicht stärken 
 
Durch sozialdemokratische Arbeits- und Arbeitsmarktpolitik 
- Einführung eines gesetzlichen, flächendeckenden Mindestlohns. 
- Beschränkung von Leiharbeit und Abschaffung der Befristung ohne Sachgrund. 
- Gleiche Rechte für LeiharbeiterInnen und Stammbelegschaft. 
- Begrenzung der Höchststundenzahl im Rahmen eines Minijobs auf 15 Stunden. 
Einbeziehung aller Beschäftigungsverhältnisse oberhalb einer Bagatellgrenze in die 
Sozialversicherungspflicht. 
- Gesetzliche Regelung für Praktikanten/Praktikantinnen. 
- Umwandlung der 1-Euro-Jobs in sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigungsverhältnisse. 
- Ausbau von Umschulungs- und Qualifizierungsmaßnahmen. 
- Ausbau des öffentlichen Beschäftigungssektors, insbesondere im vorschulischen und 
schulischen Bereich 
 
Durch sozialdemokratische Bildungsoffensive 
- Recht auf Bildung für alle. 
- Flächendeckendes und gebührenfreies Angebot von Ganztagesbetreuungsangeboten und 
Ganztagsschulen. 
- Längeres gemeinsames Lernen: Überwindung des dreigliedrigen Schulsystems. 
- Gebührenfreiheit des Erststudiums und Eintreten für ein angemessenes BAföG. 
- Weiterentwicklung des Übergangssystems – qualifizierte Abschlüsse statt Warteschleifen. 
- Stärkung der Weiterbildung. 
 
Durch einen starken Sozialstaat 
- Entwicklung der Rente zu einer universalen Sozialversicherung: Alle zahlen entsprechend 
ihrer Leistungsfähigkeit ein, aus allen Einkommensarten und ohne 
Beitragsbemessungsgrenze. Mindestrente bei langjähriger Beitragszahlung oberhalb der 
Grundsicherung und Deckelung der Rentenhöhe. Zusätzlich obligatorische Betriebsrente. 
Zurücknahme der Rente mit 67. 
- Fortführung der Altersteilzeitregelung und Einführung einer Altersgleitzeitregelung (flexible 
Übergänge ins Rentenalter). Teilrente attraktiv machen. 
- Entwicklung der Krankenversicherung / Pflegeversicherung zu Bürgerversicherungen und 
Finanzierung eines höheren Anteils aus Steuermitteln. Zurücknahme der Zuzahlungen und 
Praxisgebühren im Gesundheitswesen und Aussetzung des Gesundheitsfonds. 
- Anhebung der Hartz IV-Regelsätze und Einführung eines eigenständigen Regelsatzes für 
Kinder, Ausweitung der einmaligen Bedarfe, deutliche Anhebung des 
Vermögensfreibetrages. 
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Durch gerechte Steuern 
- Wiedereinführung der Vermögenssteuer, weil bereits ein Steuersatz von 1% zu 
Mehreinnahmen von 16 Mrd. € führen würde (bei einem Freibetrag von 500.000 €), die für 
Investitionen in Bildung und Kinderbetreuung verwendet werden. 
- Ausgestaltung der Erbschaftsteuer mit dem Ziel eines Aufkommens von wenigstens 10 
Mrd. Euro, bei hohen Freibeträgen für Ehegatten und Kinder. 
- Steuerwettbewerb begrenzen durch Harmonisierung des Unternehmenssteuerrechts und 
Gewährleistung von Mindeststeuersätzen auf europäischer Ebene, um die Steuerzahlung 
internationaler Unternehmen zu sichern. 
- Steueroasen trocken legen: Verstärkte Bekämpfung von Steuerhinterziehung durch 
personelle Aufstockung bei Betriebsprüfungen sowie Steuerfahndung durch die Länder und 
Erhöhung des politischen Drucks auf internationaler Ebene. 
- Neujustierung der Progression bei der Einkommenssteuer. Unteren und mittlere 
Einkommen müssen entlastet, höchste Einkommen stärker belastet werden. 
- Wiedereinführung einer Entfernungspauschale mit einer spürbaren sozialen Komponente. 
- Neuorientierung des Familienleistungsausgleichs: Vom Ehegattensplitting zu 
kinderbezogenen Leistungen. 
 


